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Vorwort
Markus Hengstschläger

Unsere Welt ist im digitalen Wandel begriffen. Dieser
Wandel erfasst und verändert immer mehr Lebens- und
Arbeitsbereiche – von unserem Einkaufs-, Freizeit- und
Kommunikationsverhalten über die Gestaltung unserer
Städte (Stichwort Smart Cities) bis hin zur Neuorganisation
von Arbeitsprozessen unter den Vorzeichen von Robotik
und Industrie 4.0. Nahezu jeder Aspekt unseres Lebens
besitzt inzwischen eine digitale Komponente. Wir erwarten
uns davon, dass lästige, monotone oder riskante Arbeiten
an Maschinen ausgelagert werden können, dass
Entscheidungsprozesse schneller und effizienter ablaufen
und auch zu »objektiveren« Resultaten führen und dass
insgesamt unser Leben smarter wird.

Manchmal nutzen wir selbst die von uns und über uns
generierten Daten, um unser Wissen zu verbessern und in
der Folge auch unser Verhalten zu steuern, zumeist aber
sind es Unternehmen, öffentliche Institutionen und
zunehmend auch Regierungen, die an Daten über uns
interessiert sind. Auch die Festlegung einer geeigneten
Strategie gegen die Covid-19-Pandemie, welche die Welt im
Frühjahr 2020 fest im Griff hielt, geschah anhand von
Daten und Berechnungen hinsichtlich



Ausbreitungsgeschwindigkeit des Virus,
Ansteckungsrisiken u. ä.

Damit kann die digitale Revolution schon heute neben
der neolithischen Revolution, also der Sesshaftwerdung der
Menschheit, und der industriellen Revolution als eine der
drei großen disruptiven Innovationen der Menschheit
betrachtet werden. Und tatsächlich leben wir inzwischen
weniger in einer Wissens- als vielmehr in einer
Datengesellschaft.

Doch was bedeutet eine digital gesteuerte Welt? Wie bei
den meisten neuen Technologien schwanken die
diesbezüglichen Diskussionen aktuell bestenfalls zwischen
Hoffnung und Skepsis, schlimmstenfalls zwischen
unkritischem Fortschrittsglauben und alarmistischen
Untergangsszenarien. Was es daher braucht, ist eine
Versachlichung der Diskussion anhand konkreter Fragen:
Welche Herausforderungen stellen sich schon heute,
welche können noch auf uns zukommen und woran können
wir uns orientieren bei ihrer Bewältigung? Wie kann
sichergestellt werden, dass die digitale Transformation
zum Wohl der Menschen eingesetzt wird, ohne dass dabei
die Rechte und die Würde des Einzelnen verletzt werden?
Welcher moralischen Regeln bedarf es hierfür im Umgang
mit den zur Verfügung stehenden Technologien?

Gerade als Genetiker sehe ich enorme Chancen in der
digitalen Revolution, sofern grundsätzliche Aspekte
berücksichtigt werden. Wir brauchen deshalb eine ethische
Diskussion unter Einbeziehung einer breiten Öffentlichkeit
mit dem Ziel, die neuesten Innovationen zum Wohle der
Menschen nutzen zu können. Denn Technik wird nahezu
immer als Mittel zur Erreichung von Zielen oder Zwecken
eingesetzt, weshalb sich in letzter Konsequenz auch stets
die Frage der Werte stellt, die hinter diesen Zielen stehen.



Es ist noch deutlich mehr Forschung und Entwicklung
notwendig, um die großen Chancen des digitalen Wandels
nutzbar zu machen. Es muss das Ziel verfolgt werden,
entsprechende rechtliche Rahmenbedingungen permanent
zu optimieren, damit Fragen wie beispielsweise jene, wer
bei algorithmenbasierten Entscheidungen schlussendlich
haftet, geklärt sind. Es braucht außerdem klare und
transparente Regeln, wer in Zukunft welche Daten
verwenden darf und zu welchem Zweck. Das gilt für Daten,
die im öffentlich geförderten akademischen Bereich
generiert werden, sollte aber auch für solche angedacht
werden, die sich im Besitz von Firmen beziehungsweise
großer Plattformen befinden. Diese Daten sind für die
Wissenschaft und Forschung von grundlegender Bedeutung
und sollten daher – entsprechend anonymisiert – verwendet
werden können, sofern Datenschutz und Privatsphäre auf
höchstem Niveau sichergestellt werden. Im Mittelpunkt
muss dabei immer der Mensch stehen – als Individuum und
im Kollektiv. Mittels Privacy by Design sollen Systeme
grundsätzlich einmal so angelegt werden, dass mit den
Daten schlussendlich auch nicht mehr gemacht werden
kann als im Vorhinein vereinbart. Außerdem ist eine Vielfalt
digitaler Kommunikationsinfrastrukturen sicherzustellen.
Hier müssen private, staatliche und öffentlich-rechtliche
Anbieter nebeneinander bestehen. Private Monopole, etwa
bei Suchmaschinen oder Social-Media-Plattformen, sind
moralisch-ethisch ebenso zu hinterfragen wie staatliche
digitale Überwachungskonzepte, wie sie (nicht nur) in
China entwickelt werden. Eine weitere wichtige
Komponente ist die digitale Bildung, also die Fähigkeit, die
neuen digitalen Möglichkeiten kritisch-reflexiv zu nutzen.
Hierzu gehören gewisse Grundkenntnisse, wie etwa der
achtsame Umgang mit Informationen oder Kenntnisse des
Recherchierens, um nicht der Gefahr von Fake News oder



Filterblasen aufzusitzen. Erst das Wissen über Risiken
einerseits und den richtigen Umgang mit den digitalen
Kommunikationsmitteln andererseits fördert die
Bewertungsfähigkeit, die Entscheidungskompetenz und
letztendlich die Autonomie der Menschen. Digitale Bildung
brauchen wir aber auch, damit im Transformationsprozess
niemand zurückbleibt. Natürlich wird eine entsprechende
Ausbildung, wie etwa Grundkenntnisse im Programmieren,
immer wichtiger, doch für die Entwicklung innovativer
Anwendungen benötigt man eine möglichst große Breite an
unterschiedlichen Fähigkeiten, Kompetenzen, Zugängen
und Wissenshintergründen. Um beispielsweise versteckte
Diskriminierung in Algorithmen zu erkennen und zu
verhindern, ist Bias Awareness, also das Bewusstsein für
Verzerrungseffekte, ebenso wichtig wie Diversitätstraining.
Und es braucht die Förderung und Unterstützung
unterschiedlichster Formen von Kreativität, um
verschiedenste beziehungsweise vielfältige Innovationen
mittels dieser neuen digitalen Ansätze generieren zu
können. Dazu ist die enge Zusammenarbeit der
Informations- und Kommunikationstechnologien nicht nur
mit den Naturwissenschaften, sondern vor allem auch mit
den Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften notwendig.

Die vorliegende Publikation, die hauptsächlich während
der sogenannten »Corona-Krise«, also der Covid-19-
Pandemie im Frühjahr 2020, und damit ganz unter dem
Eindruck und unter den Schwierigkeiten der zu ihrer
Bekämpfung getroffenen Maßnahmen – Stichwort
Ausgangsbeschränkungen – entstand, versteht sich als
Beitrag des Rates für Forschung und
Technologieentwicklung zur notwendigen Diskussion der
gesellschaftlichen und ethischen Herausforderungen, die
die digitale Transformation aufwirft. Die Beiträge der 27



namhaften Autorinnen und Autoren umfassen ein breites
Spektrum an Themen, können jedoch aufgrund der Vielzahl
an Fragen, die der digitale Wandel aufwirft, nur einen
kleinen Teil abdecken und verstehen sich daher auch nur
als eine erste Annäherung beziehungsweise Anregung für
weitere Diskussionen.

Teil I nähert sich in drei Beiträgen einigen
grundsätzlichen gesellschaftlichen Herausforderungen und
ethischen Fragen, die aufgrund der wissenschaftlich-
technologischen Entwicklungen und speziell der digitalen
Transformation auf uns zukommen.

Einleitend gehen Stefan Strauß und Alexander
Bogner auf die politischen Implikationen der digitalen
Transformation und hierbei speziell auf jene
Herausforderungen ein, die sich für die Demokratie
beziehungsweise die demokratische Politik auftun. Ihre
zentrale These lautet, dass im Zuge der Digitalisierung vor
allem zwei fundamentale Prinzipien der liberalen
Demokratie unter Druck geraten: das institutionelle Prinzip
der Vermittlung sowie das ideelle Prinzip eines
reflektierten Relativismus. Dazu beleuchten sie
insbesondere die Bedeutung der sozialen Medien und
illustrieren, inwiefern die Digitalisierung des Politischen
antidemokratische und/oder populistische Tendenzen
unterstützt.

In der Kluft zwischen den vielfältigen Versprechungen
der Digitalisierung einerseits und deren immer häufiger zu
beobachtenden negativen Auswirkungen andererseits
verorten dann Peter Reichl und Harald Welzer ihren
Beitrag. Aus der kombinierten Perspektive zweier
Disziplinen – der Informatik und der Sozialpsychologie –
gehen die Autoren den Fragen nach, warum ein ethischer
Diskurs über die Folgen des digitalen Wandels nicht
ausreicht und wie ein umfassenderer Ansatz im Sinne einer



Digitalen Ökologie aussehen könnte. Erst eine Perspektive,
die die bisher übliche segmentäre Betrachtungsweise der
Digitalisierung überwindet, kann nach Ansicht von Reichl
und Welzer den Blick dafür öffnen, dass der digitale Wandel
nicht nur eine soziale Tatsache ist, sondern alle
Beziehungen des Menschen – auch jene zu sich selbst und
zu seiner Umwelt – durchdringt.

Anschließend setzt sich Sabine Köszegi vor dem
Hintergrund, dass KI-Technologien kein Selbstzweck sind
beziehungsweise sein dürfen, kritisch mit den
Auswirkungen automatisierter Entscheidungssysteme auf
die Autonomie der Menschen auseinander. Darauf
aufbauend definiert sie die wesentlichen Anforderungen,
die an Systeme Künstlicher Intelligenz (KI) zu stellen sind,
um die Menschen und die Gesellschaft insgesamt in ihrem
Recht auf Selbstbestimmung zu schützen. Sie betont, dass
wir uns gegenwärtig in einer bedeutenden Phase befinden,
da die Technologie in vielen Bereichen noch nicht allzu weit
entwickelt ist und wir ihre Gestaltung folglich noch
beeinflussen können. Allerdings könnte sich dieses
Zeitfenster bald schließen, weshalb es umso dringlicher ist,
die Technologie jetzt »menschenzentriert« zu gestalten.

Teil II widmet sich eingehender der sogenannten
»Künstlichen Intelligenz«, den auf ihren rasant wachsenden
Fähigkeiten zur Verarbeitung riesiger Datenmengen
aufbauenden Möglichkeiten und Hoffnungen, vor allem
aber der Kritik, die vor den möglicherweise irreversiblen
Folgen für die Gesellschaft warnt.

Sarah Spiekermann beleuchtet dazu die aktuellen
Tendenzen, KI-Systeme als »menschenähnlich« zu
beschreiben und sogar über Rechte für diese
nachzudenken. Ihrer Ansicht nach bedeutet dies einen
massiven Eingriff in die Freiheit und Würde des Menschen,



mit noch unabsehbaren gesellschaftlichen Folgen.
Spiekermann tritt für einen nüchternen Vergleich zwischen
den unbestrittenen Fähigkeiten von KI-Systemen und den
Merkmalen menschlicher Intelligenz ein und nähert sich
dieser Aufgabe mit der Frage, ob KI-Systeme über
menschenähnliche Information verfügen, menschähnlich
denken und reagieren können und ob sie über Motivation
und Autonomie verfügen.

Ausführlicher dem nicht nur in unserem Rechtssystem,
sondern auch in unserer Alltagspraxis zentralen Begriff der
Autonomie widmet sich Anne Siegetsleitner mit der
Frage, wer letztlich bei sogenannter autonomer Künstlicher
Intelligenz die moralische Verantwortung trägt. Sie
verweist dazu auf die Tatsache, dass die in der Technik
verwendete Redeweise von »autonomen Systemen«, etwa
bei Fahrzeugen, Pflege- oder Kampfrobotern, lediglich die
»Unabhängigkeit von Menschen« bei der Ausführung der
Tätigkeiten meint, nicht aber gleichbedeutend ist mit dem
in der Ethik beziehungsweise Moralphilosophie
verwendeten Autonomiebegriff. Tatsächlich handeln KI-
Systeme nicht, sondern verhalten sich lediglich so, wie es
ihnen mittels Programmierung eingegeben wurde, selbst
wenn diese Systeme danach auf Basis zusätzlicher Daten
»lernen«. Autonome Handlungen im moralischen Sinn
hingegen liegen nur dort vor, wo diesen Handlungen auch
begründbare Intentionen, also Absichten, zugrunde liegen.

Anna Jobin geht dann der Frage nach, warum der Ruf
nach »ethischer« Künstlicher Intelligenz in den letzten
Jahren immer lauter wurde und welche Prinzipien in den
bisher dazu formulierten Vorschlägen beziehungsweise
Richtlinien enthalten sind. Dabei kommt sie zu dem
Ergebnis, dass entgegen der bei oberflächlicher
Betrachtung festgestellten Ähnlichkeiten durchaus
gravierende Divergenzen bestehen, weshalb sie auf die



Grenzen einer prinzipienbasierten Ethik für Künstliche
Intelligenz verweist. Diese sollte daher auch nur als
Diskussionsbasis verstanden werden, die dann
anwendungsspezifisch übersetzt und gewichtet werden
muss, was jedoch – so Jobin – eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe sei.

Welche Vorgehensweise es braucht, um »ethische«
Maschinen beziehungsweise Softwaresysteme entwickeln
zu können, die unseren juristischen, kulturellen und
moralischen Standards gerecht werden, ist Inhalt des
Beitrags der Autor*innen Niina Zuber, Severin
Kacianka, Alexander Pretschner und Julian Nida-
Rümelin. Denn wie schon im Beitrag von Anne
Siegetsleitner dargestellt, können sogenannte »autonome
Systeme« tatsächlich niemals in einem moralischen Sinn
autonom handeln; der Wunsch etwa nach einem
Softwaresystem, das selbstständig ein ethisch
abgesichertes Resultat liefert, indem es die menschliche
Deliberationsfähigkeit nachzuahmen versucht, übersteigt
die heutigen wissenschaftlichen Möglichkeiten bei Weitem.
Mit dem EDAP-Schema (»Ethical Deliberation for Agile
Processes«) wollen die Autor*innen allerdings einen
praxistauglichen Ansatz liefern, um Systeme unter
ethischen Gesichtspunkten entwickeln zu können.

Anschließend untersuchen die Autor*innen Anita
Klingel, Tobias Krafft und Katharina Zweig mit dem
Algorithmus des Arbeitsmarktservice (AMS), welcher
künftig zur Feststellung der Förderwürdigkeit von
Arbeitslosen eingesetzt wird, ein ganz konkretes Beispiel
eines KI-Systems. Sie zeigen, welche Anforderungen
staatlich verwendete Systeme auf Basis Künstlicher
Intelligenz erfüllen sollten – von der transparenten
Konzeptualisierung und Operationalisierung des
Algorithmus bis hin zur Festlegung, wie mit den



Ergebnissen dieses digitalisierten Prozesses umgegangen
werden soll. Und sie beleuchten, was im konkreten Prozess
der Entwicklung und des Einsatzes des AMS-Algorithmus
richtig gemacht wurde, wo noch Potenzial zur
Verbesserung liegt und was andere staatliche Akteur*innen
aus diesem Beispiel lernen können.

Der diesen Abschnitt der Publikation abschließende
Beitrag beleuchtet schließlich die Herausforderungen, vor
die der Gesetzgeber und die Rechtswissenschaften durch
die rasante technische Entwicklung im Bereich der
Künstlichen Intelligenz gestellt werden. Die Autoren
Michael Mayrhofer und Gerold Rachbauer setzen sich
anhand ausgewählter Beispiele mit dem bestehenden
Rechtsrahmen für die Entwicklung und den Einsatz von
Künstlicher Intelligenz auseinander und stellen mögliche
zukünftige Regulierungsmöglichkeiten, aber auch deren
Grenzen zur Diskussion.

Die Beiträge in Teil III beschäftigen sich dann mit
einigen Fragen, die die Digitalisierung im
Gesundheitsbereich aufwirft, wobei es sowohl um
individuelle als auch um gesellschaftliche und politische
Themen geht. Aktuelle Diskussionen kreisen hier vor allem
um Begriffe wie Präzisionsmedizin, Predictive Analytics
und ähnlichem. So soll es künftig möglich sein, die
Kombination vieler Befunde, etwa aus der Genetik, der
Radiologie oder der Labormedizin, gemeinsam mit anderen
klinischen Befunden durch Künstliche Intelligenz zu einer
Interpretation zusammenzuführen. Das wird die Medizin
fundamental verändern.

Barbara Prainsack und Mirjam Pot gehen daher in
ihrem Artikel der Frage nach, ob unserer Gesellschaft
aufgrund der zunehmenden Digitalisierung des
Gesundheitswesens und der dadurch ermöglichten
Präzisionsmedizin die Gefahr einer weiteren sozialen



Polarisierung droht, wenn jenen, die es sich leisten können,
für die Interpretation ihrer Gesundheitsdaten und für
personalisierte Therapien zu bezahlen, auch immer bessere
Hightech- und Hightouch-Medizin zur Verfügung steht,
während die anderen aus Kostengründen auf
»automatisierte Medizin« angewiesen sind. Zudem
entwickeln die Autorinnen einen Ansatz für ein erweitertes
Verständnis von Personalisierung in der Medizin, um
ebendiese Entwicklung abwenden zu können.

Gegenüber den sozialen Auswirkungen der
Digitalisierung in der Medizin beschäftigt sich Charlotte
Stix mit der durch den digitalen Wandel möglichen
Perspektive neuer Formen des Human Enhancement, also
einer technologischen Verbesserung, Steigerung oder
Optimierung des Menschen beziehungsweise seiner
Leistungsfähigkeit, und den daraus sich ergebenden
ethischen Fragestellungen. Sie verweist auf die
Schwierigkeit klarer Grenzziehungen und stellt die
Argumentationslinie der »Entmenschlichung«, wie sie von
den Gegner*innen beziehungsweise Kritiker*innen einer
solchen »technischen Verbesserung« vorgebracht wird, den
Argumenten der Befürworter*innen eines
Transhumanismus und der sogenannten »Extended Mind
Hypothese« gegenüber.

Zum Abschluss dieses Teiles der Publikation zum Thema
Gesundheit bietet Markus Frischhut eine Übersicht über
jene Werte und ethischen Prinzipien für Künstliche
Intelligenz und Robotik, die immer öfter in den rechtlichen
Dokumenten der Europäischen Union festgestellt werden
können. Ausgehend von den Entwicklungen im Bereich der
Biotechnologie finden seit den 1990er-Jahren vermehrt
Verweise auf Ethik statt, wobei diese jedoch inhaltlich nicht
ausschließlich einer einzelnen normativen Theorie, wie
etwa der Deontologie, dem Konsequentialismus oder der



Tugendethik, zugeschrieben werden können. Zudem
bestehen vielfach Lücken, die unter Heranziehung
gemeinsamer Werte, vor allem der Menschenrechte, gefüllt
werden. Diese sollten, so Frischhut, durch konkrete
Prinzipien ergänzt werden, die sich am Begriff des
»Vertrauens« als übergeordnetem Ziel orientieren.

Ausgehend von der Tatsache, dass wissenschaftlich-
technologische Entwicklungen grundsätzlich als politische
begriffen werden müssen, geht es im vierten und letzten
Abschnitt schließlich um konkrete Ansätze zur Gestaltung
unserer Zukunft unter den Vorzeichen der digitalen
Transformation.

Den Beginn macht Christopher Frauenberger, für den
die zentrale ethische Frage lautet, wer wir in Zukunft als
Menschen sein wollen und ob uns die Digitalisierung in
ihrer derzeitigen Form tatsächlich zu diesen Menschen
macht. Er plädiert für neue öffentliche und demokratische
Verhandlungsräume, in denen diese Fragen und mögliche
technologische Zukünfte verhandelt werden können, und
diskutiert, wie eine Re-Politisierung der Gestaltung und
Entwicklung digitaler Technologien aussehen könnte. Als
Perspektive hierfür bietet Frauenberger zwei Ansätze: Den
der partizipativen Gestaltung von Innovationsprozessen
und das an Chantal Mouffes Begrifflichkeit orientierte
Konzept des Agonismus.

Für den Bereich der Wirtschaft beschreiben dann
Markus Scholz und Maria Riegler die bestehenden
Regulierungslücken, die die digitale Transformation
kennzeichnen und aus denen sich für Unternehmen
zahlreiche Möglichkeiten kurzfristiger
betriebswirtschaftlicher Optimierung ergeben – mit
mitunter fatalen Folgen für Gesellschaft und Umwelt. Die
Autoren plädieren daher nicht nur für eine



unternehmensethische Perspektive, welche Unternehmen
als Corporate Citizens und demnach als mit Rechten und
Pflichten ausgestattet betrachtet, sondern darüber hinaus
vor allem für »Collective Action«, verstanden als Form der
Zusammenarbeit zwischen Unternehmen, mit dem Ziel,
Probleme von gesellschaftlicher Relevanz gemeinsam zu
lösen.

Der von verschiedenen Seiten immer wieder
geforderten »Partizipation« bei der Entwicklung ethischer
Ansätze widmet sich auch Elisabeth Stampfl-Blaha. Sie
sieht in der »Standardisierung« das wesentliche
Instrument zur Schaffung beziehungsweise Erhaltung einer
Balance zwischen legitimen gesellschaftlichen,
wirtschaftlichen und technologischen Interessen und
entwickelt dazu nach einem Überblick, wie
Standardisierungen erfolgen, in ihrem Beitrag
Überlegungen, wie dieser Prozess im Hinblick auf die
ethischen Herausforderungen durch die Digitalisierung
weiterentwickelt werden könnte.

Hannes Werthner bietet in seinem Beitrag einen
Überblick über die methodischen Wurzeln der Informatik
und über deren Rolle als Leitwissenschaft der
Informationsgesellschaft. Dazu geht er dem »Wesen«, vor
allem aber dem »Unwesen« der Informatik nach und
thematisiert die Monopolisierungstendenzen, die
inzwischen zur Vorherrschaft und Kontrolle einiger
Weniger auf technischer, ökonomischer und politischer
Ebene geführt haben. Besonders die Rolle der Plattformen
in diesem Prozess wird dabei kritisch beleuchtet. Als
Gegenmaßnahme fordert Werthner die Orientierung der
Informatik an einem »Digitalen Humanismus« und stellt
das von ihm und Kolleg*innen formulierte »Wiener
Manifest für Digitalen Humanismus« vor, welches als
Grundlagenpapier und Ausgangspunkt für die Entwicklung



und Formulierung von Grundprinzipien für die künftige
Entwicklung der Informatik dienen soll.

Den Abschluss bildet ein Interview mit Sepp
Hochreiter, der auf ethische Herausforderungen
Künstlicher Intelligenz aus Sicht des Informatikers ebenso
eingeht wie auf die Möglichkeiten – und Gefahren –, einen
Algorithmus mit entsprechenden Daten zu trainieren.
Zudem beschreibt er die Herausforderungen der
»explainability«, den Versuch also, zu verstehen, was ein
KI-System tatsächlich macht, wenn es »Entscheidungen«
trifft, und der damit verbundenen Frage der
Verantwortung. Hochreiters Resümee verbindet die großen
Hoffnungen, die in die künftigen Möglichkeiten auf Basis
von Künstlicher Intelligenz gesetzt werden können, mit der
Warnung, dass diese Technologie von großen Konzernen,
kriminellen Organisationen, aber auch Regierungen
eingesetzt wird, um die Bevölkerung zu täuschen und zu
manipulieren.

Angesichts der schwierigen Entstehungsbedingungen
aufgrund der erwähnten Covid-19-Pandemie, die auch für
die Autorinnen und Autoren eine Herausforderung
bedeuteten, bedanke ich mich abschließend bei ihnen allen
für ihre Bereitschaft zur Zusammenarbeit und für ihre
Beiträge, die als wertvolle Diskussionsgrundlagen für den
gesellschaftlichen Diskurs dienen werden.
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Demokratische
Herausforderungen
im Zeitalter des
digitalen Wandels
Stefan Strauß & Alexander Bogner

1. Einleitung

Es ist noch nicht lange her, da galt die Digitalisierung
praktisch ausschließlich als großer Segen für die
Demokratie. Der Arabische Frühling wurde als
»Smartphone-Revolution« gefeiert, wobei das Internet so
etwas wie eine digitale Echokammer des demokratischen
Aufbruches zu sein schien. Im Wahlkampf 2012 hatte der
technikaffine damalige US-Präsident Barack Obama seinen
republikanischen Herausforderer im Rennen ums Weiße
Haus souverän auf Distanz gehalten. »Big Data Will Save
Politics«, titelte die MIT Technology Review Anfang 2013.
Nur fünf Jahre später, im Herbst 2018, unter dem Eindruck
des Cambridge-Analytica-Skandals, angesichts von Fake



News und hemmungsloser Hasskommunikation im Netz,
fragte dann dieselbe Zeitschrift auf ihrem Cover etwas
ratlos: »Technology is threatening our democracy. How do
we save it?«

Dass sich im Zuge des digitalen Wandels massive
»ethische Herausforderungen« ergeben, wie der Titel
dieser Publikation suggeriert, ist heute nicht weiter
umstritten. Ebenso deutlich sind die Herausforderungen,
die sich im digitalen Zeitalter für Wirtschaft und
Gesellschaft ergeben. In den Blick gerückt wird etwa die
Entwicklung neuer Monopolstrukturen durch die immense
Marktmacht der »Big Five« der US-
Technologieunternehmen (Staab, 2019). Man verweist auf
die bedrohliche Macht der Algorithmen, die auf
intransparente Weise unsere Wahrnehmung der Welt und
unsere politischen Sichtweisen steuern und beeinflussen
(Pasquale, 2015). Thematisiert wird außerdem die
Bedrohung bürgerlicher Freiheitsrechte durch einen
perfektionierten »Überwachungskapitalismus« (Zuboff,
2018) beziehungsweise die Gefährdung personaler
Autonomie durch digitale Identifikationstechnologien
(Strauß, 2019). Letzterer Aspekt verweist auf das
Spannungsverhältnis, das sich mittlerweile zwischen
Digitalisierung und Demokratie entwickelt hat: Wenn
Privatsphäre zu den demokratischen Grundpfeilern gehört,
gerät mit deren Gefährdung auch die Demokratie in Gefahr.

In diesem Beitrag gehen wir auf jene
Herausforderungen näher ein, die sich im Zuge der
digitalen Transformation für die demokratische Politik
ergeben. Dabei beleuchten wir insbesondere die Bedeutung
von Plattformöffentlichkeiten und sozialen Medien für die
Vermittlung, Darstellung und Inszenierung von Politik.
Anhand einiger prominenter Beispiele illustrieren wir,
inwiefern die Digitalisierung des Politischen



antidemokratische oder populistische Tendenzen
unterstützt. Unsere zentrale These lautet, dass im Zuge der
Digitalisierung heute vor allem zwei fundamentale
Prinzipien der liberalen Demokratie unter Druck geraten:
das institutionelle Prinzip der Vermittlung sowie das ideelle
Prinzip eines reflektierten Relativismus. Was sich hinter
diesen beiden Prinzipien verbirgt, zeigen wir im nächsten
Abschnitt.

2. Eckpfeiler demokratischer Politik

Um Gefährdungspotenziale der Digitalisierung für
demokratische Politik zu identifizieren, ist zunächst einmal
eine genauere Bestimmung der zentralen Eckpfeiler
liberaler Demokratien notwendig. Naheliegende Antworten
lauten: Gewaltenteilung, allgemeines Wahlrecht,
bürgerliche Freiheitsrechte. Das ist grundsätzlich richtig,
aber für unseren Zusammenhang ist es entscheidend, auf
die zentralen Technologien der Willensbildung in der
Demokratie hinzuweisen. Notwendig ist dies, weil die
Willensbildung nicht unmittelbar durch das Volk erfolgt,
sondern über bestimmte Instanzen vermittelt wird, in
erster Linie durch die Parteien und das Parlament, aber
natürlich auch durch die Medien. Das heißt, die moderne
Demokratie lässt sich technisch nicht als direkte
Demokratie, sondern nur repräsentativ, das heißt in Form
eines Parlamentarismus realisieren (auch wenn die
parlamentarische Demokratie natürlich durch
direktdemokratische Elemente ergänzt werden kann). Aber
nicht nur technische Gründe sprechen für eine
parlamentarische beziehungsweise Parteiendemokratie.
Schon die US-amerikanischen Gründerväter fürchteten die
unmittelbare Willensbildung auf Grundlage ungefilterter



Emotionen und votierten daher für unabhängige
Parlamentarier und nicht vom Volk wählbare Richter.

Der Sinn der vermittelnden Institutionen in der
Demokratie (Parteien, Parteienvielfalt, Parlament, Medien)
liegt somit darin, eine Distanz zwischen unmittelbarem
Wollen, zwischen eruptiver Bewegung und politischer
Entscheidung herzustellen. Das Mittel dafür besteht in der
Öffnung von Räumen, in denen über den freien Austausch
von Meinungen und Standpunkten so etwas wie eine
Entschleunigung politischer Entscheidungsfindung bei
gleichzeitiger Rationalisierung der Debatte ermöglicht
werden soll. Schon John Stuart Mill hat in seiner
berühmten Abhandlung über die Freiheit argumentiert,
dass nur die offene Rezeption der frei geäußerten
Widerrede den Anspruch auf besseres Wissen legitim
macht (Mill, 1974, 29). Wer alternative Meinungen
leichtfertig aus dem Feld schlägt, begibt sich der
Möglichkeit, die eigene Position in offener, vorurteilsfreier
Auseinandersetzung mit der Gegenseite besser zu
begründen. Gleichzeitig aber wusste Mill natürlich, dass
nicht jede Art von Dissens immer auch produktiv ist.
Institutionelle Vorkehrungen, eine tendenziell ausufernde
Meinungsvielfalt auch wirklich produktiv zu machen,
bestehen in der liberalen Demokratie daher im Zwang, die
eigene Meinung über den Umweg der Parteiorganisationen
relevant machen zu müssen, beziehungsweise in der
Festlegung von Sperrklauseln für die Wahl des nationalen
Parlamentes. Auf diese Weise wird jede politische Initiative
durch einen mehrstufigen Vermittlungsprozess geschickt.

Die für die liberale Demokratie wesentlichen
Vermittlungsorgane versinnbildlichen letztlich den
fundamentalen »Erziehungsanspruch« jeder
funktionierenden Demokratie: Im Rahmen der öffentlichen
Meinungs- und politischen Entscheidungsbildung geht es



darum, für die eigenen Überzeugungen einzustehen, ohne
den politischen Gegner als Feind zu betrachten; es geht
darum, die eigene Position durchaus als überlegen zu
verstehen, ohne jedoch die prinzipielle Legitimität der
Gegenposition anzuzweifeln. Mit anderen Worten: Die
eigentlichen Werte der liberalen Demokratie sind die
nirgendwo explizit festgeschriebenen Diskursnormen, nicht
jedoch bestimmte politische Zielsetzungen (wie z. B.
»Gerechtigkeit« im sozialistischen Modell). Ein schwieriges
Problem entsteht aus der Erosion solcher Normen, wie man
seit einiger Zeit am Beispiel der USA beobachten kann.
Dort vereitelt die extreme politische Polarisierung
mittlerweile fast jede vernünftige Kompromissfindung.
Dementsprechend gilt »Partyism« (Sunstein, 2015) – ein
voraussetzungsloser Hass auf Personen einzig aufgrund
ihrer Parteizugehörigkeit – fast schon als eine ebenso
destruktive Ideologie wie der Rassismus oder Sexismus.

Mit anderen Worten: Eine funktionierende Demokratie
setzt die Fähigkeit zur Relativierung der eigenen Position
voraus. Wer davon ausgeht, dass er (oder sie) eine
privilegierte Sicht der Dinge hat, ohne einer offenen
Debatte darüber zu bedürfen, der privilegiert in
Wirklichkeit Dogmatismus, Autoritarismus und Intoleranz.
Der Wille zum Dialog ergibt sich dabei ausschließlich auf
Basis der Fähigkeit zur Selbstreflexion, zur
Selbstinfragestellung und damit zur Selbstrelativierung.
Nur unter der Voraussetzung dieser grundsätzlichen
Offenheit lassen sich wesentliche Elemente der Demokratie
– wechselnde Mehrheiten und geschützte Minderheiten –
begründen. Diesen engen Zusammenhang zwischen
liberaler Demokratie und weltanschaulichem Relativismus
hat der österreichische Verfassungsrechtler und Soziologe
Hans Kelsen schon in den 1920er-Jahren thematisiert: »Wer
absolute Wahrheit und absolute Werte menschlicher



Erkenntnis für verschlossen hält, muss nicht nur die
eigene, muss auch die fremde, gegenteilige Meinung
zumindest für möglich halten. Darum ist der Relativismus
die Weltanschauung, die der demokratische Gedanke
voraussetzt.« (Kelsen, 2018, 132) Gäbe es so etwas wie die
absolut überlegene Meinung (»Wahrheit«) oder anders
gesagt: existierte ein allgemein geteilter Glaube an die
konkurrenzlose Überlegenheit einer bestimmten
politischen Maßnahme, dann wäre jede politische Debatte
obsolet. Die für die liberale Demokratie wesentlichen
Vermittlungsinstitutionen wären dann nur noch
überflüssiger Zierrat, bestenfalls dazu geeignet, die
Exekutive in ihrer Arbeit zu behindern.

Das Prinzip der Vermittlung und die Ideologie des
Relativismus sind also zentrale Voraussetzungen liberaler
Demokratie. Beide dienen letztlich dem Ziel, über die
Öffnung des Diskurses eine »vernünftige« Politik zu
ermöglichen. Im nun folgenden Abschnitt geht es darum,
auf welche Weise diese Grundlagen heute, im Zuge der
Digitalisierung, unter Druck geraten.

3. Politische Implikationen digitaler
Transformation

Schon in den 1990er-Jahren, den Anfängen von Internet
und WWW, herrschte euphorische Grundstimmung ob einer
Demokratisierungswelle durch die neuen Medien.
McLuhans Metapher vom »Globalen Dorf« schien endlich
real geworden zu sein. Tatsächlich veränderte sich die
Gesellschaft politisch wie sozial durch neue
Interaktionsformen und unvermittelte Kommunikation via
digitale Medien seither massiv. In der Anfangsphase
passierte dies noch hauptsächlich bottom-up durch



sogenannte Grassroots-Organisationen und einzelne
Interessensgemeinschaften in spezifischen Nischen. Ab den
2000er-Jahren begann sich das sogenannte »Web 2.0« zu
etablieren und soziale Medien (allen voran Facebook und
später Twitter) wurden zum globalen Massenphänomen,
dem sich auch der politische Mainstream nicht mehr
entziehen konnte. Damit kam es zu einem neuerlichen
Strukturwandel der Öffentlichkeit, bei dem die neuen
Medien eine zentrale Rolle spielten (Lüter/Karin, 2010;
Schrape, 2015; Barberi/Swertz, 2017). Diese Rolle ist
allerdings sehr ambivalent: Zum einen gibt es eine Fülle an
größeren Teilöffentlichkeiten, zu deren Entstehung und
Verbreitung soziale Medien erheblich beigetragen haben,
wie zum Beispiel aktuell die Fridays-for-future-Bewegung,
#Metoo und viele andere mehr. Bis zu einem gewissen
Grad stärken soziale Medien die Zivilgesellschaft, die
nunmehr ein niedrigschwelliges Instrumentarium zur
Verfügung hat, um vom politischen Mainstream
vernachlässigte Themen durch Generieren von Masse in
den politischen Diskurs einzubringen.

Diesem Eindruck umfassender Demokratisierung steht
jedoch gegenüber, dass gerade auch Akteure des
parteipolitischen Systems soziale Medien mittlerweile sehr
gezielt einsetzen. Einerseits, um ebenso niedrigschwellig
wie kostengünstig politische Botschaften sehr breit zu
streuen. Andererseits auch, um Aktivitäten und Themen
der Zivilgesellschaft laufend zu beobachten. Diese starke
Ambivalenz wird am Beispiel des kurzen Arabischen
Frühlings gut sichtbar: Regierungskritische Aktivist*innen
nutzten Facebook und andere Kanäle zur Mobilisierung.
Das trug zur Euphorie einiger Kommentatoren bezüglich
des demokratischen Potenzials sozialer Medien bei. Nicht
bedacht wurde aber, dass die kritische Zivilgesellschaft
sich nicht spontan über Facebook, sondern bereits Monate



und Jahre zuvor primär »auf der Straße« entwickelt und
organisiert hatte. Soziale Medien waren letztlich nur ein
Kommunikationswerkzeug unter vielen, wenngleich mit
enormer Breitenwirksamkeit. Viel wesentlicher ist aber:
Die Protestbewegung wurde – gerade, weil Aktivist*innen
auch online aktiv waren – gezielt von den Machthabern
überwacht, um sie wirksam bekämpfen zu können
(Benkirane, 2012; Aichholzer/Strauß, 2016, 92 f.). Heute ist
von dieser kurzen Demokratisierungswelle nur mehr wenig
übrig. Aus diesem Beispiel lässt sich auch ableiten, dass
ungleiche Machtverteilung – in der »digitalen« ebenso wie
in der »analogen« Welt – zentralen Einfluss auf die Struktur
des politischen Diskurses und die politische
Kommunikation hat. Art und Beschaffenheit der Medien
haben hierbei enorme Bedeutung.

Für Habermas (1990) waren die (klassischen)
Massenmedien vor allem aufgrund ihrer asymmetrischen
Kommunikationsstruktur ein Hindernis für den politischen
Diskurs, weil dadurch Deliberation und ein Aushandeln
politischer Inhalte zwischen Bürger*innen und politischen
Akteuren nicht auf Augenhöhe möglich ist. Auf den ersten
Blick scheinen soziale Medien diese Asymmetrie durch die
Many-to-many-Kommunikation und multimodale
Interaktionsformen stark relativiert zu haben. Schließlich
kann heute jede und jeder von uns beliebige Inhalte
beliebig weit verbreiten und eine Vielfalt an
Teilöffentlichkeiten erreichen. Das gilt zwar immer noch,
allerdings von Anfang an unter den Bedingungen
kommerzieller Plattformbetreiber. Inhalte werden je nach
Geschäftsmodell auch gezielt ausgewertet und
kommerzialisiert. Wohin das führen kann, zeigte der
Skandal um Cambridge Analytica und Facebook sehr
eindrücklich (vgl. Ienca, 2018; HOC, 2019). Die Hoffnung
auf eine breite Demokratisierung wurde deshalb



inzwischen abgelöst durch eine zunehmende Besorgnis
über Beeinflussungsversuche etablierter politischer
Akteure, die ihre Macht einsetzen, um die Deutungshoheit
über digital verbreitete politische Inhalte zu erlangen.

Insofern lässt sich eher ein struktureller Wandel der
Politik beziehungsweise in der politischen
Massenkommunikation beobachten. Soziale Medien
ermöglichen ein höheres Maß an Breitenwirksamkeit bei
der Verbreitung von Inhalten, aber auch eine stärkere
Personalisierung. Daher lassen sich soziale Medien und
ihre digitalen Plattformen als quasi-personalisierte
Massenkommunikationsmittel begreifen (Strauß, 2019, 99).
Von der Politik werden sie heute primär genutzt, um
günstig und effektiv politische Botschaften (oder Werbung)
zu verbreiten. Wie das relativ sachorientiert geht, zeigte
der ehemalige US-Präsident Barack Obama. Sein
Nachfolger Donald Trump jedoch demonstriert nach wie
vor nahezu täglich, welche Schattenseiten eine ungefilterte
politische Kommunikation hat.

Trumps offensive, emotionsgeladene Art der Twitter-
Politik bringt nicht weniger als ein grundsätzliches
Misstrauen in die Vermittlungsorgane der liberalen
Demokratie zum Ausdruck. Inszeniert wird eine
authentische, unverstellte Beziehung zwischen Machthaber
und Volk. Die Qualitätsmedien, das Parlament – diesen
Institutionen begegnet der Populist mit gründlichem
Misstrauen, sind sie doch seiner Ansicht nach von den
»Eliten« gekapert. Mithilfe der sozialen Medien will er die
»Volksseele« zum Sprechen bringen. Das scheint ganz gut
zu funktionieren, in den USA genauso wie in Italien oder
Indien, wo sich Premier Modi seiner 40 Millionen Follower
auf Facebook rühmt.

Die politischen Inhalte werden an den klassischen
Medien vorbei lanciert, das heißt, sie unterliegen keiner



journalistischen Kontrolle, aber auch nicht dem
Rationalisierungszwang, der von einem qualitätsvollen
medialen Diskurs ausgeht. Damit wird die Kontrollfunktion
der sogenannten »vierten Säule der Demokratie«
untergraben. Dem politischen Diskurs tut dieser Trend zur
Unmittelbarkeit, zur weitgehend unmoderierten
Partizipation nicht gut. Der Brexit hat gezeigt, was
passiert, wenn Demokratie in unvermittelter Form gelebt
wird, ohne vernünftige Begleitung durch ausgewogene
Berichterstattung und mäßigende Diskussionsforen. Auch
hier haben gezielte Beeinflussungsversuche über soziale
Medien (teilweise mit Bezug zu Cambridge Analytica)
stattgefunden, deren Auswirkungen jedoch noch nicht
gänzlich untersucht sind (HOC, 2019). Aber auch ohne
gezielte Manipulationsversuche gilt: Durch ein Umgehen
der kritischen Medien sowie der Öffentlichkeit und deren
Funktion als Objektivierungsfilter wird die liberale
Demokratie schnell zur Spielwiese von Demagogen.
Schließlich lebt die Demokratie von der mäßigenden
Wirkung ihrer Vermittlungsinstanzen. Parlamente, Parteien
und die etablierten Medien sorgen dafür, dass sich der
Gemeinschaftswille in Richtung der »Mitte«, also auf eine
kompromissfähige Linie hin entwickelt. Klassische Medien
und Journalismus haben die Aufgabe, mit kritischer
Sorgfalt Inhalte so weit zu objektivieren, dass eine
sachorientierte Politik zwischen politischen Akteuren und
der Bevölkerung auf einem Grundgerüst von Vernunft und
Rationalität (Logos) möglich ist. In den letzten Jahren
scheint die Digitalisierung dazu beigetragen zu haben, dass
dieses Grundgerüst instabiler wurde. Das spielt dem
Populismus in die Hände.

Schon früh wurden seitens der Soziologie die Gefahren
gesehen, die mit einer Politik der Unmittelbarkeit, der
Authentizität verbunden sind. So hat Sennett (1983)



argumentiert, dass politisches Handeln in unserer
Gesellschaft immer stärker daraufhin bewertet wird, ob es
authentisch ist und einen emotionalen Mehrwert für den
Einzelnen bietet, nicht aber im Hinblick auf sein Ergebnis
für die Gesamtheit. Anstelle politischer Programme
interessiert dann nur noch die Person des Politikers
beziehungsweise der Politikerin und wie er (oder sie)
»performt«. So entsteht eine »Politik der großen Gefühle«:
Anstelle rationaler Erwägungen und überprüfbarer
Argumente dominiert das individuelle Bekenntnis, der
emotionale Appell, das expressive Handeln. Wir erinnern
uns: Im Jahr 2003, als die ersten Fälle von Rinderwahn in
den USA bekannt geworden waren, verspeiste Präsident
George W. Bush demonstrativ eine Portion heimischen
Rindfleisches. Andere Politiker haben vor laufenden
Kameras gentechnisch veränderte Lebensmittel gegessen
oder Wasser aus verseuchten Gewässern getrunken. Pathos
statt Logos.

Dies zeigt, dass politische Kommunikation nach der
Logik des Pathos also nicht wirklich neu ist. Jedoch scheint
sich im digitalen Zeitalter das Zur-Schau-Stellen von
vermeintlich authentischen Gefühlen und emotionalen
Inhalten im politischen Bereich verstärkt zu haben. Soziale
Medien haben eben auch hier eine verstärkende Funktion.
Das liegt auch an den Plattform-Architekturen und den
Logiken digitaler Geschäftsmodelle, die von
Aufmerksamkeits- und Verhaltensökonomie dominiert
werden. Der Vernetzungsgrad von Inhalten, ermittelt durch
die Anzahl an Followern, Clicks, Shares, Likes und so
weiter, ist zu einer Art Währung geworden und bestimmt,
was als relevant gilt. Daraus ergibt sich wiederum der
Marktwert von Content. So werden soziale und politische
Inhalte entkontextualisiert und kommerzialisiert. Der Inhalt
tritt stark in den Hintergrund. Masse sticht sozusagen


